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4. Kapitel: Freizügigkeitsleistung und Wohneigentumsförderung 
 
1. Abschnitt: Freizügigkeitsleistung 
 
Art. 27 
Für die Freizügigkeitsleistung gilt das FZG. 
 
Art. 28–30 
Eingefügt durch Anhang Ziff. 6 des BG vom 18. März 2011 (6. IV-Revision, 
erstes 
 
2. Abschnitt: Wohneigentumsförderung 

 

Art. 30a Begriff 
 
Als Vorsorgeeinrichtung im Sinne dieses Abschnittes gelten alle Einrichtungen, 
die im Register für die berufliche Vorsorge eingetragen sind oder die den 
Vorsorgeschutz nach Artikel 1 des FZG in anderer Form erhalten. 
 
Art. 30b Verpfändung 
 
Der Versicherte kann den Anspruch auf Vorsorgeleistungen oder einen Betrag 
bis zur Höhe seiner Freizügigkeitsleistung nach Artikel 331d des 
Obligationenrechts verpfänden. 
 
Art. 30c Vorbezug 
 
1 Der Versicherte kann bis drei Jahre vor Entstehung des Anspruchs auf 
   Altersleistungen von seiner Vorsorgeeinrichtung einen Betrag für 
   Wohneigentum zum eigenen Bedarf geltend machen. 
 
2 Versicherte dürfen bis zum 50. Altersjahr einen Betrag bis zur Höhe der 
   Freizügigkeitsleistung beziehen. Versicherte, die das 50. Altersjahr 
   überschritten haben, dürfen 



höchstens die Freizügigkeitsleistung, auf die sie im 50. Altersjahr Anspruch 
gehabt hätten, oder die Hälfte der Freizügigkeitsleistung im Zeitpunkt des 
Bezuges in Anspruch nehmen. 
 
3 Der Versicherte kann diesen Betrag auch für den Erwerb von Anteilscheinen 
   einer Wohnbaugenossenschaft oder ähnlicher Beteiligungen verwenden, wenn 
   er eine dadurch mitfinanzierte Wohnung selbst benutzt. 
 
4 Mit dem Bezug wird gleichzeitig der Anspruch auf Vorsorgeleistungen 
   entsprechend den jeweiligen Vorsorgereglementen und den technischen 
   Grundlagen der Vorsorgeeinrichtung gekürzt. Um eine Einbusse des  
   Vorsorgeschutzes durch eine Leistungskürzung bei Tod oder Invalidität zu 
   vermeiden, bietet die Vorsorgeeinrichtung eine Zusatzversicherung an oder 
   vermittelt eine solche. 
 
5 Ist der Versicherte verheiratet oder lebt er in eingetragener Partnerschaft, so ist 
   der Bezug nur zulässig, wenn sein Ehegatte, seine eingetragene Partnerin oder 
   sein eingetragener Partner schriftlich zustimmt. Kann er die Zustimmung nicht 
   einholen oder wird sie ihm verweigert, so kann er das Gericht anrufen. 
 
6 Werden Ehegatten vor Eintritt eines Vorsorgefalles geschieden, so gilt der  
  Vorbezug als Freizügigkeitsleistung und wird nach den Artikeln 122 und 123 
  des Zivilgesetzbuches, nach Artikel 280 der Zivilprozessordnung vom 
  19. Dezember 2008 und Artikel 22 FZG geteilt. 
 
7 Wird durch den Vorbezug oder die Verpfändung die Liquidität der 
   Vorsorgeeinrichtung in Frage gestellt, so kann diese die Erledigung der 
   entsprechenden Gesuche aufschieben. Sie legt in ihrem Reglement eine 
   Prioritätenordnung für das Aufschieben dieser Vorbezüge beziehungsweise 
   Verpfändungen fest. Der Bundesrat regelt die Einzelheiten. 
 
Art. 30d Rückzahlung 
 
1 Der bezogene Betrag muss vom Versicherten oder von seinen Erben an die 
   Vorsorgeeinrichtung zurückbezahlt werden, wenn: 
 
a. das Wohneigentum veräussert wird; 
b. Rechte an diesem Wohneigentum eingeräumt werden, die wirtschaftlich 
    einer Veräusserung gleichkommen; oder 
c. beim Tod des Versicherten keine Vorsorgeleistung fällig wird. 
 
2 Der Versicherte kann im Übrigen den bezogenen Betrag unter Beachtung der 
   Bedingungen von Absatz 3 jederzeit zurückbezahlen. 
 



3 Die Rückzahlung ist zulässig bis: 
 
a. drei Jahre vor Entstehung des Anspruchs auf Altersleistungen; 
b. zum Eintritt eines anderen Vorsorgefalls; oder 
c. zur Barauszahlung der Freizügigkeitsleistung. 
 
4 Will der Versicherte den aus einer Veräusserung des Wohneigentums erzielten 
   Erlös im Umfang des Vorbezugs innerhalb von zwei Jahren wiederum für sein 
   Wohneigentum einsetzen, so kann er diesen Betrag auf eine 
   Freizügigkeitseinrichtung überweisen. 
 
5 Bei Veräusserung des Wohneigentums beschränkt sich die 
   Rückzahlungspflicht auf den Erlös. Als Erlös gilt der Verkaufspreis abzüglich 
   der hypothekarisch gesicherten Schulden sowie der dem Verkäufer vom 
   Gesetz auferlegten Abgaben. 
 
6 Die Vorsorgeeinrichtung räumt dem Versicherten im Falle der Rückzahlung 
   einen entsprechend höheren Leistungsanspruch gemäss ihrem Reglement ein. 
 
Art. 30e Sicherung des Vorsorgezwecks 
 
1 Der Versicherte oder seine Erben dürfen das Wohneigentum nur unter 
   Vorbehalt von Artikel 30d veräussern. Als Veräusserung gilt auch die 
   Einräumung von Rechten, die wirtschaftlich einer Veräusserung 
   gleichkommen. Nicht als Veräusserung gilt hingegen die Übertragung des 
   Wohneigentums an einen vorsorgerechtlich Begünstigten. Dieser unterliegt 
   aber derselben Veräusserungsbeschränkung wie der Versicherte. 
 
2 Die Veräusserungsbeschränkung nach Absatz 1 ist im Grundbuch 
   anzumerken. Die Vorsorgeeinrichtung hat die Anmerkung dem Grundbuchamt 
   gleichzeitig mit der Auszahlung des Vorbezugs beziehungsweise mit der 
   Pfandverwertung des Vorsorgeguthabens anzumelden. 
 
3 Die Anmerkung darf gelöscht werden: 
 
a. drei Jahre vor Entstehung des Anspruchs auf Altersleistungen; 
b. nach Eintritt eines anderen Vorsorgefalles; 
c. bei Barauszahlung der Freizügigkeitsleistung; oder 
d. wenn nachgewiesen wird, dass der in das Wohneigentum investierte Betrag 
    gemäss Artikel 30d an die Vorsorgeeinrichtung des Versicherten oder auf 
    eine Freizügigkeitseinrichtung überwiesen worden ist. 
 



4 Erwirbt der Versicherte mit dem Vorbezug Anteilscheine einer 
   Wohnbaugenossenschaft oder ähnliche Beteiligungen, so hat er diese zur 
   Sicherstellung des Vorsorgezwecks zu hinterlegen. 
 
5 Der Versicherte mit Wohnsitz im Ausland hat vor der Auszahlung des 
   Vorbezugs beziehungsweise vor der Verpfändung des Vorsorgeguthabens 
   nachzuweisen, dass er die Mittel der beruflichen Vorsorge für sein 
   Wohneigentum verwendet. 
 
6 Die Pflicht und das Recht zur Rückzahlung bestehen bis drei Jahre vor 
   Entstehung des Anspruchs auf Altersleistungen, bis zum Eintritt eines anderen 
   Vorsorgefalles oder bis zur Barauszahlung. 
 
Art. 30f  Einschränkungen während einer Unterdeckung 
 
1 Die Vorsorgeeinrichtung kann in ihrem Reglement vorsehen, dass während 
   der Dauer einer Unterdeckung die Verpfändung, der Vorbezug und die 
   Rückzahlung zeitlich und betragsmässig eingeschränkt oder ganz verweigert 
   werden können. 
 
2 Der Bundesrat legt die Voraussetzungen fest, unter denen die 
   Einschränkungen nach Absatz 1 zulässig sind, und bestimmt deren Umfang. 
 
Art. 30g Ausführungsbestimmungen 
 
Der Bundesrat bestimmt: 
 
a. die zulässigen Verwendungszwecke und den Begriff «Wohneigentum zum 
    eigenen Bedarf» (Art. 30c Abs. 1); 
b. welche Voraussetzungen beim Erwerb von Anteilscheinen einer 
    Wohnbaugenossenschaft oder ähnlicher Beteiligungen zu erfüllen sind 
    (Art. 30c Abs. 3); 
c. den Mindestbetrag für den Bezug (Art. 30c Abs. 1); 
d. die Modalitäten der Verpfändung, des Vorbezugs, der Rückzahlung und der 
    Sicherstellung des Vorsorgezwecks (Art. 30b–30e); 
e. die Pflicht der Vorsorgeeinrichtungen, die Versicherten im Falle der 
    Verpfändung oder des Vorbezugs über die Auswirkungen auf ihre 
    Vorsorgeleistungen, über die Möglichkeit der Zusatzversicherung für die 
    Risiken Tod oder Invalidität und über die steuerlichen Folgen zu informieren. 
 


